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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, 
Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hussing, Dr.-Ing. Oldenstadt, 

Dr. Probst, Dr. Schäuble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7./1 716- 

betr. Förderung des Studiums in den Vereinigten Staaten 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 14. März 1974 ~ MB/IV C 3 - 0104 - 6 - 13/74 - 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Welche konkreten Initiativen hat die Bundesregierung innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und in den USA im letzten 
halben Jahr konzipiert und eingeleitet, um entsprechend dem 
Vorschlag des Mitglieds des hessischen Landtages, Christian 
Schwarz-Schilling, deutschen Studenten in ausgewählten Fach- 
bereichen ein Studium in den Vereinigten Staaten zu ermög- 
lichen? 

Die Idee von Herrn Dr. Schwarz-Schilling, in großem Umfange 
deutsche Abiturienten zum Studium nach den USA zu schicken, 
geht davon aus, daß an den amerikanischen Hochschulen viele 
Studienplätze nicht besetzt sind. Allen deutschen Studienbe- 
werbern, die an Hochschulen der Bundesrepublik keinen Stu- 
dienplatz finden, soll eine Studienmöglichkeit an amerikani- 
schen Universitäten und Colleges angeboten werden. Aufgrund 
einer solchen Großaktion könnten, nach Auffassung von Herrn 
Dr. Schwarz-Schilling, in einigen Jahren 30 000 bis 50 000 deut- 
sche Abiturienten das volle Studium in den USA absolvieren. 

Bei genauer Prüfung der Überlegungen von Herrn Dr. Schwarz- 
Schilling ergibt sich, daß der Vorschlag vage gehalten ist, die 
eigentlichen Probleme ungeklärt läßt und weit von einem reali- 
sierbaren Plan entfernt ist. Die Bundesregierung hat bereits in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage vom 13. September 1973 
schwerwiegende Bedenken geäußert. Folgende Gründe führen 
in Verantwortung gegenüber den Studienbewerbern zur Ableh- 
nung einer Großaktion für deutsche Abiturienten („Big lift"); 
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Erstens sind auch an amerikanischen Universitäten die Studien- 
plätze in wichtigen Fächern knapp, und zwar gerade in solchen, 
für die bei uns Zulassungsschwierigkeiten besonders spürbar 
sind, und von denen die Zulassungsbeschränkungen auch in 
anderen Fächern weitgehend ihren Ausgang genommen haben, 
nämlich Medizin, Pharmazie und Zahnmedizin. Hier gibt es in 
den USA praktisch keine freien Plätze. Der Vorschlag würde 
also gerade für unsere Numerus clausus-Probleme faktisch kei- 
ne Entlastung oder gar Lösung bringen. 

Zweitens widerspricht ein Plan derartigen Umfanges der ge- 
meinsamen Planung von Bund und Ländern. Wenn alle Abitu- 
rienten wahlweise ein beliebiges Studium in den USA bei voller 
Kostendeckung aus Steuermitteln aufnehmen könnten und nach 
vier bis fünf Jahren mit amerikanischen Abschlußzeugnissen in 
die Bundesrepublik zurückkehren würden, wären die Zielvor- 
stellungen des Bildungsgesamtplanes, die von Bund und Län- 
dern gemeinsam beschlossen wurden, weitgehend mißachtet. 
Die bei uns erkennbaren sinnvollen und sachgemäßen Grenzen 
des Hochschulausbaus würden unkontrollierbar überschritten. 
Die Bundesregierung hält daran fest, daß 1980 und 1985 20 bis 
22 V. H. bzw. 22 bis 24 v. H. des jeweiligen Alter sjahrgangs ein 
Studium aufnehmen können. Diese Zielwerte lassen es nicht zu, 
daß in den USA in hohem Maße Ausweichkapazitäten geschaf- 
fen und unterhalten werden. Gerade die Opposition hat wieder- 
holt darauf gedrängt, beim Hochschulausbau Bedarfsüberlegun- 
gen nicht unberücksichtigt zu lassen. 

Drittens ist die Kostenfrage des Vorschlages völlig offen ge- 
blieben. Zur Zeit dürfte ein Studienjahr in den USA für einen 
deutschen Studenten einschließlkäi Einschreibegebühren und 
Hin- und Rückreise etwa 18 000 DM kosten. Das ergibt bei 50 000 
Studenten einen Finanzaufwand von 900 Mio DM jährlich. Bei 
einem solchen Volumen bliebe es kaum aus, daß in erheblichem 
Umfang Haushaltsmittel, die für die deutschen Hochschulen 
bestimmt sind, ins Ausland umverlagert werden. Mit Recht 
befürchtet die Westdeutsche Rektorenkonferenz (Stellungnahme 
zum Schwarz-Schilling-Vorschlag vom 14. Dezember 1973), eine 
solche Umverlagerung würde langfristig den Ausbau des deut- 
schen Hochschulwesens einschränken und bereits kurzfristig zu 
einer Kürzung der Sachmittelausgaben führen. Weiter ist darauf 
zu verweisen, daß die laufenden Kosten je Studienplatz in der 
Bundesrepublik mit rund 13 000 DM im Durchschnitt weit unter 
den genannten Kosten von etwa 18 000 DM in den USA liegen. 
Der deutsche Steuerzahler müßte also mit einem Aufwand, der 
um mehr als ein Drittel höher ist, von den USA nicht benötigte 
Studienplätze unterhalten. 

Viertens ist völlig ungeklärt, wieweit Studienleistungen, Prü- 
fungen und Abschlüsse an amerikanischen Hochschulen auf das 
Studium in der Bundesrepublik angerechnet und für die Berufs- 
praxis anerkannt werden können. Die außerordentlich schwie- 
rigen Fragen der Vergleichbarkeit der Studiengänge und ihrer 
Ergebnisse sind kurzfristig gar nicht zu klären. Studenten, die 
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ihr Studium in der Bundesrepublik fortsetzen oder mit einem 
Abschluß bei uns in die berufliche Praxis eintreten wollen, 
könnten unter Umständen vor großen Enttäuschungen stehen, 
die nicht zu verantworten sind. 

Fünftens ist darauf zu verweisen, daß das amerikanische Hoch- 
schulwesen mit rund 3000 Universitäten und Colleges außer- 
ordentlich differenziert, auch hinsichtlich der Qualifikations- 
niveaus, ist. Es ist bekannt, daß die besten amerikanischen 
Universitäten kaum freie Studienplätze haben. Der Schwarz- 
Schilling- Vorschlag könnte dazu führen, daß die deutschen Abi- 
turienten zu einem großen Teil auf solche Hochschulen kommen, 
die unter dem durchschnittlichen Ausbildungsniveau liegen. Ein 
kostspieliges Auslandsstudium mit einer Ausbildungsqualität, 
die nicht den deutschen Hochschulen standhält, wäre sicherlich 
eine Fehlinvestition. 

Die Bundesregierung hat in vielen Gesprächen mit amerikani- 
schen Präsidenten von Universitäten und Colleges, durch Stel- 
lungnahmen zu zahlreichen schriftlichen Anfragen von Hoch- 
schulen aus den Vereinigten Staaten und auch beim Besuch des 
amerikanischen Unterstaatssekretärs Mr. Richardson am 10. Ja- 
nuar 1974 in Bonn, die offenen Probleme, die Schwierigkeiten 
und Risiken bei einer eventuellen Durchführung des Vorschlags 
von Herrn Dr. Schwarz-Schilling dargelegt. Innerhalb der Bun- 
desregierung wurden die Probleme mit Vertretern der Kultus- 
ministerkonferenz, der Wissenschafts- und Austauschorgani- 
sationen und der Fulbright-Kommission erörtert. In allen Fäl- 
len hat die Bundesregierung deutlich gemacht, daß sie ein Voll- 
studium für deutsche Abiturienten in den USA in einer Größen- 
ordnung, wie sie Dr. Schwarz-Schilling erwägt, für unerwünscht 
und undurchführbar hält. Sprecher der Bundesregierung haben 
dies zu verschiedenen Gelegenheiten auch öffentlich erklärt. 


2. Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Äußerung des Bundeskanzlers in seiner Rede beim „Aspen 
Institute" am 28. September 1973 zu ziehen, in der er u. a. er- 
klärt hat: „Es sind nur je ein paar Tausend junger Deutscher, 
die das Glück haben, im Lande des anderen studieren zu kön- 
nen zu wenig, hier wie dort. Es wird uns etwas einfal- 

len, wir werden etwas unternehmen müssen, wenn das hohe 
Maß des guten Willens und der idealistische Anstrengungen 
der vergangenen Zweieinhalbjahrzehnte nicht im Alltag zer- 
rinnen soll" und daß der Studentenaustausch zwischen der Bun- 
desrepublik und den USA in den fünfziger Jahren lebhafter war? 


Die Bundesregierung hält ein Studium deutscher Studenten im 
Ausland, insbesondere auch in den USA für sinnvoll und wün- 
schenswert. 

Leider ist in den letzten Jahren die Bereitschaft deutscher Stu- 
denten, für eine kurze Zeit an ausländischen Hochschulen zu 
studieren, zurückgegangen. Dies hat auch der Bundeskanzler in 
seiner Rede vor dem Aspen Institute am 28. September 1973 be- 
dauert. Im übrigen hat der Herr Bundeskanzler betont, daß die 
jungen Menschen auf beiden Seiten mehr von der Geschichte 
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des anderen Landes und der Gemeinsamkeit der geschichtlichen 
Entwicklung wissen müßten. 

Gegenwärtig studieren knapp 2000 Deutsche in den Vereinigten 
Staaten, von denen allerdings nur einige hundert durch Stipen- 
dien gefördert werden. Entsprechend der Aufforderung des Bun- 
deskanzlers hat die Bundesregierung die Erhöhung der Stipen- 
dienmittel für das Studium in den Vereinigten Staaten vorge- 
sehen. Dies muß sorgfältig vorbereitet werden, damit das bis- 
herige Niveau und der bisherige gute Erfolg der Programme 
nicht gefährdet werden. 


3. Welche konkreten Maßnahmen wird die Bundesregierung in 
bezug auf mehr Studienmöglichkeiten deutscher Studenten in 
den Vereinigten Staaten in nächster Zeit ergreifen, um die An- 
kündigung konkreter Maßnahmen, die der Bundeskanzler in 
seiner Rede am 28. September 1973 in Aussicht gestellt hat, zu 
verwirklichen? 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit dem 
Deutschen Akademischen Austauschdienst in den letzten Mo- 
naten ein Sonderprogramm für das Studium in den Vereinigten 
Staaten vorbereitet. Deutschen Anglistikstudenten soll etwa 
im 3. oder 4. Semester ein Studium an amerikanischen Hoch- 
schulen mit den Schwerpunkten Anglistik und Amerikanistik 
finanziert werden. Die Bundesmittel sollen der vollen Kosten- 
deckung des Aufenthaltes in den Vereinigten Staaten dienen. 
Zunächst ist vorgesehen, daß spätestens ab Herbst 1975 400 
Anglistikstudenten in den USA und Kanada studieren. Die Ko- 
sten hierfür dürften sich auf rund 7 Mio DM belaufen. Dieses 
Programm soll in den Folgejahren stufenweise erweitert wer- 
den. Es ist darüber hinaus beabsichtigt, ähnliche gezielte und 
kontrollierbare Sonderprogramme für ein einjähriges Studium 
in den USA auch für andere Fachbereiche oder Fächer zu ent- 
wickeln, in denen ein Aufenthalt in den USA sinnvoll ist. Es ist 
hier besonders an die Fachbereiche Ingenieurwissenschaften, 
Naturwissenschaften mit Betonung auf Biologie und an die 
empirische Sozial- und Wirtschaftswissenschaften gedacht. 

Im Unterschied zum Schwarz-Schilling-Vorschlag geht es bei 
diesen Vorbereitungen um ein USA-Studium 

— für die Dauer eines Jahres, und nicht um ein Langzeitstu- 
dium, 

— für Studenten in mittleren Semestern, und nicht für Abitu- 
rienten, 

— im Rahmen eines geplanten und fachlich abgegrenzten Pro- 
gramms, und nicht um eine beliebige Studienaufnahme, 

— mit vorher festgelegten Studieninhalten, die ausbildungs- 
relevant sind, und nicht um Studien, deren praktischer Wert 
fraglich sein könnte. 
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4. In weldier Form hat die Bundesregierung in den letzten Mona- 
ten mit den Ländern konkret zusammengearbeitet, um Studien- 
plätze in den USA für deutsche Studenten bereitzustellen? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hatte die 
Kultus- bzw. Wissenschaftsminister der Länder, das Sekreta- 
riat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
und den Vorsitzenden des Hochschulausschusses zu einem Ge- 
spräch im Januar 1974 eingeladen, in dem die Erweiterung des 
DAAD-Programms erörtert werden sollte. Zu dem Gespräch ist 
es nicht gekommen, da die Länder aus Termingründen um eine 
Verschiebung gebeten hatten. Teilweise wurde auch darauf ver- 
wiesen, daß die Länder im Rahmen der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister zunächst zu einer eigenen Entscheidung zum 
Schwarz-Schilling- Vorschlag kommen wollten. Der Vorschlag 
ist insbesondere vom Land Rheinland-Pfalz aufgegriffen und 
weiterverfolgt worden; die Bundesregierung wurde über die 
Einzelheiten offiziell bisher nicht unterrichtet. 

Die Bundesregierung ist bereit und bemüht, mit den Ländern 
alle Überlegungen und Vorschläge zum Studium in den Ver- 
einigten Staaten zu erörtern. Sie verfolgt dabei das Ziel, anstelle 
von nicht erfüllbaren Vorstellungen propagandistischer Art rea- 
listische Wege für bildungspolitisch sinnvolle und finanziell ver- 
tretbare Studienprogramme in den Vereinigten Staaten zu fin- 
den. 
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